
 

 

 

Entscheidung über die UVP-Pflicht  

für den Ersatzneubau der vier Masten Nr. 49 - 52 der 110-kV-Freileitung 

Husum/Nord – Breklum LH-13-139 im Bereich des UW Breklum,  

Kreis Nordfriesland 

 

Feststellung gem. § 9 des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung  

 

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 

und Digitalisierung des Landes Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie- 

v. 17.02.2020 – Az.: AfPE 14- 667-Entscheidungen UVP-Pflicht-39 

 

Die Schleswig-Holstein Netz AG (kurz: SHNG) plant die Ertüchtigung der Freileitung 

LH-13-139 zwischen dem UW Breklum und dem Mitnahmepunkt auf einem gemein-

samen Gestänge der sogenannten 380-kV-Westküstenleitung Abschnitt IV der Ten-

neT TSO GmbH.  

 

Im Rahmen von Änderungen von Vorhaben, für die eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung durchgeführt wurde, besteht eine UVP-Pflicht, wenn gemäß § 9 eine Vorprüfung 

ergibt, dass die Änderung zusätzliche erhebliche nachteilige oder andere erhebliche 

nachteilige Umweltauswirkungen hervorrufen kann. Die standortbezogene Vorprü-

fung gem. Anlage 1 Ziffer 19.1.4 UVPG wurde auf Grundlage der eingereichten An-

tragsunterlagen unter Berücksichtigung der einschlägigen Kriterien der Anlage 3 zum 

UVPG durchgeführt. 

  

Die in diesem Vorhaben geplante Ertüchtigung der Bestandsleitung als Ersatzneu-

bau erstreckt sich über knapp 2 km mit vier Maststandorten (Mast Nr. 49N – 52N) 

zwischen dem UW Breklum und dem Mast 48N, welcher im Rahmen der so genann-

ten 380-kV-Westküstenleitung der TenneT TSO GmbH errichtet wird. 

Die Bestandsmaste der 110 kV-Freileitung LH-13-139 haben eine Höhe von rund 33 

m und ein Bodenaustrittsmaß von rd. 6 m. Die neuen Maste werden eine Höhe von 

rd. 36 m und ein Austrittsmaß von rd. 7 m haben. Für den Abbau der alten Funda-

mente ist die Anlage von Baugruben von ca. insgesamt 300 m² (75 m²/Maststandort) 



 

 

mit einer Tiefe von rd. 1,5 m notwendig. Das Fundament der neuen Maste ist als 

Ramm- oder Bohrfundament geplant. Für die Arbeitsflächen des Ersatzneubaus so-

wie des Rückbaus der Bestandsmaste werden insgesamt temporär ca. 4 ha und für 

die Zuwegung temporär ca. 2 ha Fläche benötigt. Für Provisorien werden temporär 

ca. 6 ha Fläche benötigt. Nach aktueller Planung wird von einer Gesamtbauzeit von 

etwa 7 Monaten ausgegangen. Es handelt sich um Acker und Grünlandstandorte.  

 

Nach Abschluss der Arbeiten werden die Zuwegungen ordnungsgemäß zurückge-

baut und die Böden rekultiviert. Im Bereich eines neu zu errichtenden Mastes ist ein 

temporärer Eingriff in einen gesetzlich geschützten Knick (20m) nicht vermeidbar.  

Durch die vorgesehenen Vermeidungsmaßnahmen (Markierung der Erdseile mit Vo-

gelschutzmarkierungen) können erhebliche Auswirkungen durch Kollisionen von Vö-

geln (Schutzgut Tiere) ausgeschlossen werden. 

 

Angaben zur Vermeidung und Kompensation: Nach Umsetzung des Vorhabens ste-

hen die verlustigen Flächen umgehend wieder der ursprünglichen Nutzung zur Ver-

fügung. Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung sowie zum Ausgleich und 

Ersatz werden vorgesehen (Realkompensation Ökokonto) und können umgesetzt 

werden. Es kommt zu einer vergleichsweise geringfügigen Veränderung im Umfang 

von nicht vermeidbaren temporären Eingriffen in Natur und Landschaft i.S.d. § 14 

BNatSchG i.V. mit § 8 LNatSchG.  Die Auswirkungen werden als nicht erheblich im 

Sinne des UVPG eingestuft. 

 

Auswirkungen auf weitere Schutzgüter oder Wechselwirkungen sind sehr geringfügig 

oder nicht zu erwarten. Vorhaben, welche einer kumulierenden Betrachtung unterlä-

gen, bestehen nicht. Das bereits genehmigte Vorhaben der 380-KV-Freileitung 

Westküstenleitung Abschnitt IV wird demnach nicht in Gänze kumulierend betrachtet, 

da hier eine UVP auch für eine Änderung dieser 110-KV Leitung bereits weitgehend 

durchgeführt wurde (hier Umbeseilung Mast 48 bis 51).  

 

Die Prüfung hat ergeben, dass keine entsprechenden Auswirkungen oder besonde-

ren örtlichen Gegebenheiten gemäß Anlage 3 UVPG vorliegen, und dass nicht mit 

erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt und deren Schutzgüter, die nach § 25 

UVPG zu berücksichtigen sind, zu rechnen ist.  



 

 

 

Anhand einer allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls gem. § 9 i.V.m. § 7 des Geset-

zes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in seiner aktuellen Fassung, hat 

das Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung 

des Landes Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie-, festgestellt, dass 

keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, 

da erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten sind. Diese Fest-

stellung ist nach § 5 (3) UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

 

Nach den Bestimmungen des Informationszugangsgesetzes (IZG-SH) für das Land 

Schleswig-Holstein in seiner aktuellen Fassung ist eine Einsichtnahme in diese Fest-

stellung und die ihr zugrundeliegenden Unterlagen auf Antrag beim Ministerium für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung des Landes 

Schleswig-Holstein -Amt für Planfeststellung Energie-, Mercatorstr. 5, 24106 Kiel, 

möglich. 


